
 

 
 

 
 

Interpellation 
Prognostizierte Umlageergebnisse der AHV offenlegen 
 
 
Die Coronakrise und ihre wirtschaftlichen Folgen werden unsere künftige Sozialpolitik stark 
beeinflussen. Die AHV als umlagefinanzierte Sozialversicherung wird von einer schweren 
Rezession besonders hart getroffen. Dabei fehlten der AHV bereits im letzten Jahr jeden Monat 
knapp hundert Millionen Franken, um die AHV-Renten zu bezahlen. Nur dank eines 
hervorragenden Börsenjahrs musste sie noch nicht auf die eisernen Reserven zurückgreifen. 
Schon bisher – also noch vor den Auswirkungen von Corona - war klar, dass sich das Ergebnis 
der AHV von Jahr zu Jahr immer mehr verschlechtern wird. 

2030 wird der AHV-Fonds leer sein und die AHV wird ein jährliches Defizit von mehr als fünf 
Milliarden Franken schreiben. Nur fünf Jahre später wird das jährliche Defizit bereits über zehn 
Milliarden Franken betragen. Diese Prognosen basieren aber auf äusserst positiven 
Finanzperspektiven, etwa bezüglich Schlüsselparametern wie Wirtschafts- und Lohnwachstum, 
Erträgen der Mehrwertsteuer und positiver Beitrag der Nettozuwanderung. Die Realität nach 
Corona wird definitiv eine andere sein.  

2019 gab die AHV gut 45 Milliarden Franken aus. Alleine 32 Milliarden Franken Beiträge 
stammten aus Lohnbeiträgen. Werden diese nun um mehrere Prozentpunkte einbrechen, wird 
die AHV umgehend Milliardendefizite schreiben, und die noch vorhandenen Reserven werden 
lange vor 2030 aufgebraucht sein. Im Jahre 2030 wird die AHV bereits knapp 85 Milliarden 
Franken brauchen, um die Renten zu bezahlen. In Anbetracht dieser alarmierenden Zahlen bitte 
ich den Bundesrat, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Mit welchen Umlageergebnissen rechnet der Bundesrat in den kommenden Jahren (per 
2022, 2025, 2030, 2035) aufgrund der jetzt zu aktualisierenden Finanzprojektionen 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Folgen von Corona?  

2. Wann wird der AHV-Fonds infolge der Auswirkungen von Corona gemäss neuen 
Berechnungen leer sein?  

3. Ist der Bundesrat in der Lage und bereit, alle erforderlichen aktualisierten Daten bis zum 
Start der Behandlung der AHV21 vorzulegen, damit die parlamentarische Beratung mit 
der nun erforderlichen Dringlichkeit vorangetrieben werden kann?  

4. Erachtet der Bundesrat die Botschaft aufgrund der neusten Erkenntnisse noch als 
sinnvoll, angemessen und ausreichend? Insbesondere auch bezüglich des Verzichts auf 
eine Diskussion über eine schrittweise Anhebung des Rentenalters über 65 Jahre 
hinaus? 

 


